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Aufstellung der Vorschlagsliste 

… 

2.2.  

Die Vorschlagsliste soll alle Gruppen der Bevölkerung nach Geschlecht, Alter, Beruf und sozialer 

Stellung angemessen berücksichtigen (§ 36 Absatz 2 Satz 1 GVG). 

Ein geeignetes Mittel zur Gewinnung von Bewerberinnen und Bewerbern für das Schöffenamt ist die 

frühzeitige Unterrichtung der örtlichen Medien und der Öffentlichkeit über die anstehende 

Schöffenwahl, die allgemeinen Anforderungen, die das Schöffenamt mit sich bringt, sowie die 

Voraussetzungen für eine Bewerbung. 

Bei der Auswahl der Personen für die Vorschlagsliste ist darauf zu achten, dass diese für das 

Schöffenamt geeignet sind. Das verantwortungsvolle Schöffenamt verlangt in hohem Maße 

Unparteilichkeit, Selbstständigkeit und Urteilsvermögen, aber auch geistige Beweglichkeit und - 

wegen der anstrengenden Tätigkeit in der strafgerichtlichen Hauptverhandlung - körperliche 

Eignung. Zudem ist zu beachten, dass ehrenamtliche Richterinnen und Richter einer Pflicht zur 

besonderen Verfassungstreue unterliegen. Dies folgt aus ihrer Funktion als den hauptamtlichen 

Richtern gleichberechtigte Organe staatlicher Aufgabenerfüllung. Es ist daher darauf zu achten, dass 

die auszuwählenden Personen nach ihrem Persönlichkeitsbild und ihrer fachlichen Befähigung – 

einschließlich ihrer Einstellung zu den Grundentscheidungen unserer Verfassung – die Gewähr dafür 

bieten, dass sie die ihnen von Verfassungs und Gesetzes wegen obliegenden, durch den Eid 

bekräftigten richterlichen Pflichten jederzeit uneingeschränkt erfüllen werden. Die durch das 

Bundesverfassungsgericht bestätigte Pflicht zur Verfassungstreue erstreckt sich auch auf Aktivitäten 

außerhalb des eigentlichen Ehrenamts, also beispielsweise auch auf extremistische Aktivitäten von 

einer gewissen Erheblichkeit (Bundesverfassungsgericht, Beschluss vom 6. Mai 2008, NJW 2008, S. 

2568 ff.). 

Da es wesentlich auch darauf ankommt, für das Schöffenamt Personen zu gewinnen, die für die 

Tätigkeit besonderes Interesse haben und die besonders engagiert sind, sollen Personen, die sich für 

das Amt bewerben, bei gegebener Eignung nach Möglichkeit berücksichtigt werden. 

2.3 

In die Vorschlagsliste dürfen nur Personen aufgenommen werden, die Deutsche im Sinne des Artikels 

116 des Grundgesetzes sind (§ 31 Satz 2 GVG). Personen, die nach § 32 GVG zum Amt eines Schöffen 

unfähig sind oder nach §§ 33 und 34 GVG nicht zum Amt eines Schöffen berufen werden sollen, sind 

nicht in die Vorschlagsliste aufzunehmen. 

2.3.1 

Zum Amt eines Schöffen unfähig sind nach § 32 GVG: 



- Personen, die infolge Richterspruchs die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzen 

oder wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten verurteilt 

sind; 

- Personen, gegen die ein Ermittlungsverfahren wegen einer Tat schwebt, die den Verlust der 

Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter zur Folge haben kann. 

2.3.2 

Zum Amt eines Schöffen sollen nach § 33 GVG nicht berufen werden: 

- Personen, die bei Beginn der Amtsperiode (1. Januar 2024) das fünfundzwanzigste Lebensjahr noch 

nicht vollendet haben würden; 

- Personen, die das siebzigste Lebensjahr vollendet haben oder es bis zum Beginn der Amtsperiode 

(1. Januar 2024) vollenden würden; 

- Personen, die zur Zeit der Aufstellung der Vorschlagsliste nicht in der Gemeinde wohnen; 

- Personen, die aus gesundheitlichen Gründen oder mangels ausreichender Beherrschung der 

deutschen Sprache für das Amt nicht geeignet sind; 

- Personen, die in Vermögensverfall geraten sind. 

2.3.3 

Auf § 44a des Deutschen Richtergesetzes (DRiG) sowie die in § 34 Absatz 1 Nummern 1 bis 6 GVG 

genannten weiteren Personenkreise, die im Hinblick auf ihr Amt oder ihre berufliche Betätigung nicht 

zum Amt des Schöffen berufen werden sollen, wird hingewiesen. 

2.4 

Die Aufnahme in die Vorschlagsliste soll ferner unterbleiben bei Personen, die die Berufung zum Amt 

eines Schöffen nach § 35 GVG ablehnen dürfen, wenn vorauszusehen ist, dass sie die Berufung 

ablehnen werden. 

Ablehnungsberechtigt sind nach § 35 GVG neben Mitgliedern der Parlamente und Angehörigen 

bestimmter Berufsgruppen unter anderem: 

- Personen, die als ehrenamtliche Richter in der Strafrechtspflege in zwei aufeinander folgenden 

Amtsperioden tätig gewesen sind, von denen die letzte Amtsperiode zum Zeitpunkt der Aufstellung 

der Vorschlagslisten noch andauert; 

- Personen, die in der vorhergehenden Amtsperiode die Verpflichtung eines ehrenamtlichen Richters 

in der Strafrechtspflege an vierzig Tagen erfüllt haben, sowie Personen, die bereits als ehrenamtliche 

Richter tätig sind; 

- Personen, die glaubhaft machen, dass ihnen die unmittelbare persönliche Fürsorge für ihre Familie 

die Ausübung des Amtes in besonderem Maße erschwert; 

- Personen, die das fünfundsechzigste Lebensjahr vollendet haben oder es bis zum Ende der 

Amtsperiode vollendet haben würden; 

- Personen, die glaubhaft machen, dass die Ausübung des Amtes für sie oder einen Dritten wegen 

Gefährdung oder erheblicher Beeinträchtigung einer ausreichenden wirtschaftlichen 

Lebensgrundlage eine besondere Härte bedeutet. 



2.5 

Die Vorschlagsliste muss im Hinblick auf die weitere Durchführung der Schöffenwahl folgende 

Angaben über die vorgeschlagenen Personen enthalten: 

- den Familiennamen, 

- gegebenenfalls einen vom Familiennamen abweichenden Geburtsnamen, 

- die Vornamen, 

- den Geburtstag, 

- den Geburtsort, 

- den Beruf und 

- die Wohnanschrift mit Straße und Hausnummer. 

Es ist darauf zu achten, dass die Angaben in der Vorschlagsliste vollständig und zutreffend sind. 

2.6 

Wesentlicher Gesichtspunkt bei der Aufstellung der Vorschlagsliste ist, dass der Gemeinderat durch 

eine individuelle Vorauswahl die Gewähr für die Heranziehung erfahrener und urteilsfähiger 

Personen als Schöffen bietet. Ein Verfahren, bei dem der Gemeinderat von einer eigenständigen Ent-

scheidung absieht (beispielsweise durch Erstellung und Übernahme einer durch das Zufallsprinzip 

bestimmten Vorschlagsliste), ist fehlerhaft (Bundesgerichtshof, Urteil vom 30. Juli 1991, NStZ 1992, S. 

92). 

Personen, die für eine Aufnahme in die Vorschlagsliste in Betracht kommen, soll zuvor Gelegenheit 

gegeben werden, sich zu ihrer Benennung zu äußern. Die Gemeinden können sich diese Aufgabe 

erleichtern, indem sie die Stellen, die ihnen Personen zur Aufnahme in die Vorschlagsliste namhaft 

machen, anhalten, diese vorher zu befragen, ob Hinderungsgründe nach §§ 33 oder 34 GVG 

bestehen oder ob sie trotz des Vorliegens von Ablehnungsgründen nach § 35 GVG bereit sind, das 

Amt eines Schöffen zu übernehmen. 

Die eingehenden Bewerbungen für das Schöffenamt sind dem Gemeinderat vorzulegen; eine 

Vorauswahl der Bewerbungen ist unzulässig. Beschlussvorschläge sind möglich. Soweit begründete 

Bedenken gegen eine Bewerbung bestehen, kann in der Beschlussvorlage auf sie hingewiesen 

werden. 

Für die Aufnahme einer Person in die Vorschlagsliste ist die Zustimmung von zwei Dritteln der 

anwesenden Mitglieder des Gemeinderats, mindestens jedoch der Hälfte der gesetzlichen Zahl der 

Gemeinderatsmitglieder erforderlich. Die jeweiligen Regelungen zur Beschlussfassung des 

Gemeinderats bleiben unberührt (§ 36 Absatz 1 Satz 2 und 3 GVG). Über die Aufstellung der 

Vorschlagsliste ist grundsätzlich in öffentlicher Sitzung zu verhandeln, soweit nicht im Einzelfall 

vorübergehend nach § 35 Absatz 1 Satz 2 der Gemeindeordnung (GemO) eine nichtöffentliche 

Verhandlung erforderlich ist. 

Die Aufstellung der Vorschlagsliste für Schöffen kann im Hinblick auf ihre Bedeutung für die 

Strafrechtspflege nicht als Gegenstand einfacher Art im Sinne von § 37 Absatz 1 Satz 2 GemO 

angesehen werden. Eine Beschlussfassung im Wege der Offenlegung oder im schriftlichen Verfahren 

ist daher nicht zulässig. 


